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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 KR 128/02
Datum 07.11.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 7/03
Datum 24.02.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
7. November 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Kostenerstattung fÃ¼r eine operative Gewebestraffung in der Zeit
vom 11. bis 14.07.2001 in HÃ¶he von 4.561,07 EUR.

Die 1971 geborene und bei der Beklagten versicherte KlÃ¤gerin litt bis zum Jahre
1999 an einer Adipositas permagna; nach einer Gewichtsabnahme trat ein Haut-
und BindegewebsÃ¼berschuss auf. Sie beantragte am 17.05.2001 bei der
Beklagten die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Gewebestraffungsoperation unter
Vorlage eines Attestes der internistischen Gemeinschaftspraxis P./Dr.M. (A.). Die
KostentrÃ¤ger sollten die Gewichtsreduktion von 40 kg ausreichend wÃ¼rdigen, die
KlÃ¤gerin wiege bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 167 cm nur noch 66 kg. Der Eingriff
sei vor allem aus psychischen GrÃ¼nden unbedingt erforderlich. Die KlÃ¤gerin
schloss am 25.27.05.2001 mit dem Facharzt fÃ¼r plastische Chirurgie Dr.G. (M.)
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eine privatrechtliche Honorarvereinbarung fÃ¼r die Ã¤sthetischen Operationen
Oberschenkelstraffung und Abdominoplastik, wofÃ¼r ein Honorar von 11.000,00
DM veranschlagt wurde.

Der von der Beklagten gehÃ¶rte Medizinische Dienst der Krankenversicherung in
Bayern (MDK) kam im Gutachten vom 20.06.2001 aufgrund einer Untersuchung der
KlÃ¤gerin zu dem Ergebnis, es bestehe eine gering ausgeprÃ¤gte FettschÃ¼rze
sowie ein gering- gradiger GewebeÃ¼berschuss im Bereich der Innenseite beider
Oberschenkel. An den unteren ExtremitÃ¤ten lÃ¤gen RÃ¶tungen bzw.
EntzÃ¼ndungszeichen nicht vor; die KlÃ¤gerin fÃ¼hle sich durch ihr Aussehen
beeintrÃ¤chtigt. Eine medizinische Indikation zur Minderung oder Beseitigung des
GewebeÃ¼berschusses bestehe nur bei objektivierbaren erheblichen Beschwerden
oder durch das Gewicht der FettschÃ¼rze bzw. bei hartnÃ¤ckigen intertriginÃ¶sen
Hautbeschwerden, die Ã¼ber mindestens drei verschiedene Jahreszeiten hinweg
dermatologisch vergeblich therapiert worden seien. Diese Kriterien seien bei der
Versicherten nicht erfÃ¼llt. Am 02.07. 2001 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin
fernmÃ¼ndlich die Ablehnung des Leistungsantrags mit.

Vom 11.07. bis 14.07.2001 wurde die KlÃ¤gerin in der HNO-Klinik B. Dr.G.
stationÃ¤r behandelt; die Operation wurde am 11.07.2001 durchgefÃ¼hrt. Mit den
Rechnungen vom 16.07. bis 21.08.2001, die bei der Beklagten am 26.08.2001
eingingen, wurden fÃ¼r die AnÃ¤sthesie, die Operation und den
Krankenhausaufenthalt insgesamt 14.788,16 DM gefordert (AnÃ¤sthesie: 64,41 DM,
2.253,75 DM, Operation: 11.000,00 DM, Krankenhausaufenthalt: 1.470,00 DM). Im
Arztbrief der internistischen Gemeinschaftspraxis P./Dr.M. vom 26.07.2001 wurde
ein weiteres Mal darauf hingewiesen, dass es sich bei der Operation nicht um ein
kosmetisches, sondern in erster Linie um ein psychisches Problem handle. WÃ¼rde
der GewebeÃ¼berschuss nicht beseitigt, kÃ¶nnte bei der KlÃ¤gerin der Eindruck
entstehen, ihre BemÃ¼hungen zur Gewichtsreduktion seien vergeblich gewesen.
Der nochmals gehÃ¶rte MDK verneinte in der Stellungnahme vom 03.08.2001 eine
Erkrankung im Sinne der Krankenversicherung, der Eingriff sei rein kosmetischer
Art.

Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 10.08.2001 die
KostenÃ¼bernahme der Gewebestraffung erneut ab. FÃ¼r Behandlungen,die aus
kosmetischen GrÃ¼nden durchgefÃ¼hrt werden, kÃ¶nne die Krankenkasse keine
Kosten Ã¼bernehmen.

Die KÃ¤gerin legte hiergegen am 26.08.2001 Widerspruch ein. Die operative
Gewebestraffung sei aufgrund der erheblichen Gewichtsreduktion und ihrer
depressiven psychischen Verfassung dringend erforderlich gewesen. Die Beklagte
sei verpflichtet, die gesamten Kosten der Operation in HÃ¶he von 14.788,16 DM
(7.561,07 EUR) zu erstatten.

Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 08.05.2002 den Widerspruch
zurÃ¼ck. Im Anschluss an das Gutachten des MDK sei eine Bauchdecken- und
Oberschenkelstraffung medizinisch nicht begrÃ¼ndet gewesen. Nach der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung umfasse die Leistungspflicht der
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Krankenkassen nicht die Kosten fÃ¼r operative Eingriffe in einen regelrechten
KÃ¶rperzustand, um dadurch eine psychische StÃ¶rung zu beseitigen. Liege eine
derartige StÃ¶rung vor, so sei sie mit den Mitteln der Psychiatrie und
Psychotherapie zu behandeln.

Die KlÃ¤gerin hat mit der Klage vom 10.06.2002 beim Sozialgericht Regensburg
(SG) geltend gemacht, sie leide unter Depression und einem starken Leidensdruck,
bei wÃ¤rmerer Witterung trÃ¤ten wunde Stellen an den Oberschenkeln auf. Damit
sei die Operation medizinisch notwendig gewesen. Da kein anderer Arzt die
Operation hÃ¤tte durchfÃ¼hren kÃ¶nnen, habe auch ein Notfall vorgelegen.

Das SG hat mit Urteil vom 07.11.2002 die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe
keinen Anspruch auf Kostenerstattung fÃ¼r die durchgefÃ¼hrte Operation. Ein
Notfall habe nicht vorgelegen; die Beklagte habe die Leistung auch nicht zu Unrecht
abgelehnt. Die Ablehnung der Beklagten sei nicht ursÃ¤chlich fÃ¼r die
entstandenen Kosten der KlÃ¤gerin gewesen, wie sich bereits aus dem Zeitablauf
ergebe. Die KlÃ¤gerin habe die KostenÃ¼bernahme beantragt, habe dann aber
ohne die Entscheidung der Beklagten abzuwarten, die Operation durchfÃ¼hren
lassen. Sie habe also der Entscheidung der Beklagten vorgegriffen. Einer solchen
der Beschaffung vorgeschalteten Entscheidung der Krankenkasse bedÃ¼rfe es aber
zur Anwendung des Kostenerstattungsanspruchs. UrsÃ¤chlich fÃ¼r die
Inanspruchnahme des Nichtvertragsarztes Dr.G. und die dadurch entstandenen
Kosten seien daher nicht die Ablehnung der Beklagten, sondern der unbedingte
Wille der KlÃ¤gerin gewesen, sich bei diesem Arzt operieren zu lassen.

Hiergegen richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin vom 13.01.2003, mit der sie
wieder geltend macht, die Operation sei medizinisch indiziert gewesen; sie habe
unter Depressionen und an wunden Stellen an den Oberschenkeln gelitten. Es habe
sich nicht um einen kosmetischen Eingriff gehandelt. Die Beklagte habe es
versÃ¤umt, ihr einen zugelassenen Arzt zu benennen. Im ErÃ¶rterungstermin vom
13.01.2005 wurde die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte eingehend auf die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung zur KostenÃ¼bernahme fÃ¼r kosmetische
Eingriffe und zur mittelbaren Behandlung hingewiesen. Die Beteiligten haben sich
mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils
des Sozialgerichts Regensburg vom 07.11.2002 sowie der Bescheide vom 02.07.
2001 und 10.08.2001 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.05.2002 zu
verurteilen, die Kosten fÃ¼r die operative Gewebestraffung in HÃ¶he von 7.561,07
EUR zu erstatten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen wurden die Akten der Beklagten und des SG, auf deren Inhalt im
Ã�brigen Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§ 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -); der Wert des Beschwerdegegenstandes
Ã¼bersteigt 500,00 EUR (Â§ 144 Abs.1 Satz 1 Nr.1 SGG). Die Beteiligten haben sich
mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Â§
124 Abs.2 SGG).

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
Kostenerstattung der Hautstraffungsoperation (Gesamtkosten 14.788,16 DM =
7.561,07 EUR), auch nicht unter dem Gesichtspunkt der Heilung bzw. Besserung der
Ã¤rztlich bescheinigten psychischen Befunde (Â§ 27 Abs. 1 SÃ¤tze 1, 2 Nrn.1, 5
i.V.m. Â§ 39 Sozialgesetzbuch V â�� SGB V -).

Es entspricht allgemeiner Meinung und wird von der Beklagten und vom SG nicht
verkannt, dass der Anspruch auf Krankenbehandlung auch die Therapie psychischer
Erkrankungen mit einschlieÃ�t (Kasseler Kommentar-HÃ¶fler, Â§ 27 SGB V,
Rdnrn.12, 39 mit weiteren Nachweisen der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung).
Im vorliegenden Fall wurde in den Ã¤rztlichen Bescheinigungen der behandelnden
Ã�rzte P./Dr.M. vom 09.05.2001 und 26.07. 2001 die Indikation zur Operation im
aufgrund der Gewichtsabnahme entstandenen GewebeÃ¼berschuss und in
psychischen Problemen gesehen. Im letzteren Fall handelt es sich um eine
mittelbare Behandlung, da die KlÃ¤gerin die Therapie der psychischen Befunde
durch eine plastisch-chirurgische Operation hat durchfÃ¼hren lassen.

Wie bereits im ErÃ¶rterungstermin am 13.01.2005 der ProzessbevollmÃ¤chtigten
der KlÃ¤gerin erlÃ¤utert wurde und wie der Senat mehrmals entschieden hat (z.B.
Beschluss vom 13.12.2004 L 4 KR 77/03) stellen Abweichungen von einer
morphologischen Idealnorm (z.B. Hautfalten), die noch befriedigende kÃ¶rperliche
Funktionen zulassen, keine Krankheit im Sinne des Â§ 27 SGB V dar. Die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung hat auÃ�erdem die Krankenkassen nur unter
eingeschrÃ¤nkten Voraussetzungen als verpflichtet angesehen, die Kosten einer
mittelbaren Behandlung zu Ã¼bernehmen. Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit
Urteil vom 10.02. 1993 (BSGE 72, 96) fÃ¼r Recht erkannt, dass die gesetzlichen
Krankenkassen nicht verpflichtet sind, zur Behebung einer psychischen StÃ¶rung
die Kosten fÃ¼r den operativen Eingriff in einem im Normbereich liegenden
KÃ¶rperzustand (hier: BeinverlÃ¤ngerung) zu tragen. Die Krankenbehandlung hat
unmittelbar an der eigentlichen Krankheit anzusetzen. Liegt eine psychische StÃ¶-
rung vor, so ist sie mit den Mitteln der Psychiatrie und Psychotherapie zu
behandeln. Jedenfalls umfasst die Leistungspflicht der Krankenkassen nicht die
Kosten fÃ¼r operative Eingriffe in einen regelrechten KÃ¶rperzustand, um auf
diesem Wege eine psychische StÃ¶rung zu beheben oder zu lindern. Dies gilt selbst
dann, wenn wegen der psychiatrisch/psychotherapeutischen Behandlung keine
andere MÃ¶glichkeit der Ã¤rztlichen Hilfe besteht. Mit Urteil vom 09.06.1998 (BSGE
82, 158) hat das BSG entschieden, dass ein zwecks Behebung oder Linderung einer
psychischen StÃ¶rung vorgenommener operativer Eingriff in einen fÃ¼r sich
genommen nicht behandlungsbedÃ¼rftigen KÃ¶rperzustand keine Leistungspflicht
der Krankenkasse (hier: Hodenprothese) begrÃ¼ndet. Bei einer nur mittelbaren
Beeinflussung einer Erkrankung sind MaÃ�nahmen zur gezielten
KrankheitsbekÃ¤mpfung nicht mehr hinreichend von sonstigen wegen einer
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Krankheit notwendig werdenden Hilfen im Bereich der LebensfÃ¼hrung zu
unterscheiden, fÃ¼r welche die Krankenversicherung nicht aufzukommen hat.

Das BSG hat mit der neuesten Rechtsprechung an diese Entscheidungen
angeknÃ¼pft (Urteile vom 19.10.2004 â�� B 1 KR 3/03 R, B 1 KR 23/03 R, B 1 KR
9/04 R, s. Presse-Mitteilung Nr.57/04 (zum Presse-Vorbericht Nr.57/04)). Ein
regelwidriger KÃ¶rperzustand ohne entstellende Wirkung und ohne wesentliche
FunktionseinschrÃ¤nkung ist danach auch dann nicht als Krankheit zu werten, wenn
er eine psychische Belastung fÃ¼r den Betroffenen darstellt, die ihrerseits zu einer
behandlungsbedÃ¼rftigen psychischen Erkrankung gefÃ¼hrt hat. Eingriffe am
gesunden KÃ¶rper betreffen selbst dann nicht das von der Krankenversicherung
abzudeckende Krankheitsrisiko, wenn in mittelbarer Folge positive Auswirkungen
auf den Seelenzustand zu erwarten sind. Der Begriff Regelwidrigkeit als Kriterium
der Krankheit im Sinne des SGB V ist nicht so zu verstehen, dass darunter jede
Abweichung von einem Aussehen fÃ¤llt, das gesellschaftlich als erstrebenswert
angesehen wird, da es fÃ¼r den KÃ¶rper keine NormgrÃ¶Ã�e oder Normalform gibt,
sondern vielfÃ¤ltige AusprÃ¤gungen. Dies hat auch dann seine Berechtigung, wenn
ein Versicherter sich durch sein Ã¤uÃ�eres Erscheinungsbild psychisch belastet
fÃ¼hlt. In diesem Fall hat die gesetzliche Krankenversicherung die entsprechenden
psychotherapeutischen Leistungen zur VerfÃ¼gung zu stellen.

Somit ist die Beklagte nicht verpflichtet, die Kosten der beantragten Operation zu
erstatten, zumal die vorgelegten Atteste der behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin
und das Gutachten des MDK vom 20.056.2001 auf Grund einer Untersuchung der
KlÃ¤gerin sowie die gutachterliche Stellungnahme des MDK vom 38.08.2001 nicht
erkennen lassen, dass die HautverÃ¤nderungen an Bauch und Oberschenkel als
solche einen krankhaften Befund darstellen; auch ist von einer entstellenden
Wirkung nicht die Rede.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs.2 Nrn.1, 2
SGG.

Erstellt am: 24.05.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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